
Unverbindliche Bekanntgabe des Gesamtverbandes der Deutschen Versicherungswirtschaft e. V. (GDV) 
zur fakultativen Verwendung. Abweichende Vereinbarungen sind möglich. 

AVB Fotoapparate 1985/2025, März 2025 Seite 1 / 7 

Allgemeine Bedingungen 
für die Fotoapparate-Versicherung 1985/2025 

(AVB Fotoapparate 1985/2025) 

Musterbedingungen des GDV 

Inhaltsübersicht 

1 Versicherte Sachen 
2 Versicherte Gefahren und Schäden 
3 Ausschlüsse 
4 Umfang des Versicherungsschutzes 
5 Versicherungsschutz in Kraftfahrzeugen und 

Wassersportfahrzeugen 
6 Anzeigepflicht 
7 Gefahrerhöhung 
8 Versicherungswert 
9 Geltungsbereich 
10 Prämie 
11 Beginn und Ende der Versicherung 

12 Überversicherung
13 Mehrfachversicherung
14 Ermittlung der Ersatzleistung des Versicherers
15 Obliegenheiten
16 Besondere Verwirkungsgründe
17 Fälligkeit der Geldleistung
18 Wiederherbeigeschaffte Sachen
19 Kündigung nach dem Versicherungsfall
20 Verjährung
21 Meinungsverschiedenheiten, Gerichtsstand
22 Schlussbestimmung

1 Versicherte Sachen 

Versichert sind die im Versicherungsschein einzeln mit 
Wertangabe bezeichneten Fotoapparate und sonstige 
einzeln aufgeführte Sachen. 

2 Versicherte Gefahren und Schäden 

2.1 Der Versicherer trägt mit Ausnahme der in Ziffer 3 ge-
nannten Gefahren alle Gefahren, denen die versicher-
ten Sachen während der Dauer der Versicherung aus-
gesetzt sind. 

2.2 Versicherungsschutz besteht gegen Abhandenkom-
men, Zerstörung oder Beschädigung versicherter Sa-
chen als Folge einer versicherten Gefahr. 

3 Ausschlüsse 

3.1  Ausgeschlossen sind die Gefahren 

3.1.1  des Krieges, Bürgerkrieges oder kriegsähnlicher Ereig-
nisse und solche, die sich unabhängig vom Kriegszu-
stand aus der feindlichen Verwendung von Kriegswerk-
zeugen sowie aus dem Vorhandensein von Kriegs-
werkzeugen als Folge einer dieser Gefahren ergeben; 

3.1.2 von Streik, Aussperrung, Arbeitsunruhen, terroristi-
schen oder politischen Gewalthandlungen, unabhängig 
von der Anzahl der daran beteiligten Personen, Aufruhr 
und sonstigen bürgerlichen Unruhen; 

3.1.3 der Beschlagnahme, Entziehung oder sonstiger Ein-
griffe von hoher Hand; 

3.1.4 aus der Verwendung von chemischen, biologischen, bi-
ochemischen Substanzen oder elektromagnetischen 
Wellen als Waffen mit gemeingefährlicher Wirkung, 
und zwar ohne Rücksicht auf sonstige mitwirkende Ur-
sachen;  

3.1.5 der Kernenergie oder sonstiger ionisierender Strah-
lung; 

3.1.6 von Witterungseinflüssen; 

3.1.7 der mut- oder böswilligen Beschädigung sowie der Un-
terschlagung durch denjenigen, an den der Versiche-
rungsnehmer die versicherten Sachen unter Eigen-
tumsvorbehalt veräußert hat oder durch denjenigen, 
dem sie zum Gebrauch gem. Ziffer 4.2 oder zur Veräu-
ßerung überlassen wurden. 

3.2 Ausgeschlossen sind die Schäden verursacht durch 

3.2.1 natürliche oder mangelhafte Beschaffenheit der versi-
cherten Sachen, Abnutzung, Verschleiß und mangel-
hafte Verpackung bei Transport oder Versand; 

3.2.2 Konstruktions-, Fabrikations- und Materialfehler; 

3.2.3 Flugsand und Verschmutzung, Rost, Oxydation, Ver-
schrammen und Verkratzen, Glasbruch jeglicher Art bei 
Lampen und Scheinwerfern, es sei denn, dass diese 
Schäden als unmittelbare Folge von höherer Gewalt, 
Brand, Blitzschlag, Explosion oder eines dem Trans-
portmittel oder einem Versicherten zugestoßenen Un-
falles von dem Versicherungsnehmer nachgewiesen 
werden, jedoch bleiben auch hier bei Lampen und 
Scheinwerfern Schäden von Fadenbruch oder Nicht-
funktionieren ohne Bruch des Glaskörpers ausge-
schlossen; 

3.2.4 Verlieren, Liegen-, Hängen- und Stehen lassen. 

3.3 Es besteht während des Zeltens oder Campings kein 
Versicherungsschutz, solange sich die Sachen inner-
halb des hierfür benutzten Geländes befinden. 
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3.4 Ist der Beweis für das Vorliegen einer der in Ziffern 3.1 
bis 3.3 genannten Gefahren oder Ursachen nicht zu er-
bringen, so genügt für den Ausschluss der Haftung des 
Versicherers die überwiegende Wahrscheinlichkeit, 
dass der Schaden auf eine dieser Gefahren oder Ursa-
chen zurückzuführen ist. 

4 Umfang des Versicherungsschutzes 

4.1 Versicherungsschutz besteht, solange die versicherten 
Sachen durch den Versicherungsnehmer oder einen 
Berechtigten 

4.1.1 persönlich mitgeführt oder genutzt werden oder 

4.1.2 sich in einem Raum eines festen Gebäudes befinden 
und entweder das Gebäude oder der Raum verschlos-
sen ist oder 

4.1.3 als Reisegepäck in ordnungsgemäß verschlossenen, 
nicht einsehbaren Behältnissen einem Beförderungs-
unternehmen oder einer Gepäckaufbewahrung über-
geben sind. 

4.2 Als Berechtigte gelten die mit dem Versicherungsneh-
mer in häuslicher Gemeinschaft lebenden Familienan-
gehörigen und sonstige nachweislich durch den Versi-
cherungsnehmer berechtigte Personen, denen der 
Versicherungsnehmer die versicherten Sachen unent-
geltlich überlassen hat. 

4.3 Es besteht Versicherungsschutz für Sachen in Zweit-
wohnungen nur, solange die Zweitwohnung bewohnt 
ist. 

4.4 In Gebäuden und Gebäudeteilen, die nicht Wohnzwe-
cken dienen (z.B. Ateliers, Lagerräume, Büros),  be-
steht Versicherungsschutz nur, wenn dies besonders 
vereinbart ist. 

5 Versicherungsschutz in Kraftfahrzeugen und Was-
sersportfahrzeugen 

5.1 Es besteht Versicherungsschutz gegen Diebstahl oder 
Einbruchdiebstahl aus unbeaufsichtigt abgestellten 
Kraftfahrzeugen 

5.1.1 nur solange sich die versicherten Sachen in einem fest 
umschlossenen, durch Verschluss gesicherten und von 
außen nicht einsehbaren Kofferraum des allseits ver-
schlossenen Kraftfahrzeuges befinden (Entschädi-
gungsgrenze Ziffer 14. 2); 

5.1.2 jedoch nur für Schäden, die während der Tageszeit und 
nicht später als eine im Versicherungsvertrag verein-
barte Zeitspanne nach Verlassen des Fahrzeuges ein-
treten. Als Tageszeit gilt allgemein die Zeit zwischen 
06.00 Uhr und 22.00 Uhr; 

5.1.3 nicht in Kabrioletts und Packboxen oder Beiwagen so-
wie Anhängern. 

5.2 Es besteht kein Versicherungsschutz im unbeaufsich-
tigten Wassersportfahrzeug. 

5.3 Als Beaufsichtigung gilt nur die ständige Anwesenheit 
eines Versicherten oder einer von ihm beauftragten 
Vertrauensperson beim zu sichernden Objekt, nicht je-
doch z.B. die Bewachung eines zur allgemeinen Benut-
zung offenstehenden Platzes. 

6 Anzeigepflicht 

6.1 Der Versicherungsnehmer hat bis zur Abgabe seiner 
Vertragserklärung dem Versicherer alle ihm bekannten 
Gefahrumstände anzuzeigen, nach denen der Versi-
cherer in Textform gefragt hat und die für den Ent-
schluss des Versicherers erheblich sind, den Vertrag 
mit dem vereinbarten Inhalt zu schließen. Der Versi-
cherungsnehmer ist auch insoweit zur Anzeige ver-
pflichtet, als nach seiner Vertragserklärung, aber vor 
Vertragsannahme der Versicherer in Textform Fragen 
im Sinne des Satzes 1 stellt. 

Gefahrerheblich sind die Umstände, die geeignet sind, 
auf den Entschluss des Versicherers Einfluss auszu-
üben, den Vertrag überhaupt oder mit dem vereinbar-
ten Inhalt abzuschließen. 

Wird der Vertrag von einem Vertreter des Versiche-
rungsnehmers geschlossen und kennt dieser den ge-
fahrerheblichen Umstand, muss sich der Versiche-
rungsnehmer so behandeln lassen, als habe er selbst 
davon Kenntnis gehabt oder dies arglistig verschwie-
gen. 

6.2 Unvollständige und unrichtige Angaben zu den gefahr-
erheblichen Umständen berechtigen den Versicherer, 
vom Versicherungsvertrag zurückzutreten. 

6.2.1 Der Versicherer hat kein Rücktrittsrecht, wenn der Ver-
sicherungsnehmer nachweist, dass er die unrichtigen 
oder unvollständigen Angaben weder vorsätzlich noch 
grob fahrlässig gemacht hat. 

6.2.2 Das Rücktrittsrecht des Versicherers wegen grob fahr-
lässiger Verletzung der Anzeigepflicht besteht nicht, 
wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass der 
Versicherer den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht an-
gezeigten Umstände, wenn auch zu anderen Bedin-
gungen, geschlossen hätte. 

6.2.3 Im Fall des Rücktritts besteht kein Versicherungs-
schutz. 

Tritt der Versicherer nach Eintritt des Versicherungs-
falls zurück, darf er den Versicherungsschutz nicht ver-
sagen, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, 
dass der unvollständig oder unrichtig angezeigte Um-
stand weder für den Eintritt des Versicherungsfalls 
noch für die Feststellung oder den Umfang der Leistung 
ursächlich war. Auch in diesem Fall besteht aber kein 
Versicherungsschutz, wenn der Versicherungsnehmer 
die Anzeigepflicht arglistig verletzt hat. 

Dem Versicherer steht der Teil der Prämie zu, der der 
bis zum Wirksamwerden der Rücktrittserklärung abge-
laufenen Vertragszeit entspricht. 

6.3 Ist das Rücktrittsrecht des Versicherers ausgeschlos-
sen, weil die Verletzung einer Anzeigepflicht weder auf 
Vorsatz noch auf grober Fahrlässigkeit beruhte, kann 
der Versicherer den Vertrag unter Einhaltung einer Frist 
von einem Monat kündigen. 

Das Kündigungsrecht ist ausgeschlossen, wenn der 
Versicherungsnehmer nachweist, dass der Versicherer 
den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten 
Umstände, wenn auch zu anderen Bedingungen, ge-
schlossen hätte. 
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6.4 Kann der Versicherer nicht zurücktreten oder kündigen, 
weil er den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht ange-
zeigten Umstände, aber zu anderen Bedingungen, ge-
schlossen hätte, werden die anderen Bedingungen auf 
Verlangen des Versicherers rückwirkend Vertragsbe-
standteil. Hat der Versicherungsnehmer die Pflichtver-
letzung nicht zu vertreten, werden die anderen Bedin-
gungen ab der laufenden Versicherungsperiode Ver-
tragsbestandteil. 

Erhöht sich durch die Vertragsanpassung der Prämie 
um mehr als 10% oder schließt der Versicherer die Ge-
fahrabsicherung für den nicht angezeigten Umstand 
aus, kann der Versicherungsnehmer den Vertrag inner-
halb eines Monats nach Zugang der Mitteilung des Ver-
sicherers fristlos kündigen. 

6.5 Der Versicherer muss die ihm nach Ziffer 6.2 bis 6.4 
zustehenden Rechte innerhalb eines Monats schriftlich 
geltend machen. Die Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, 
zu dem er von der Verletzung der Anzeigepflicht, die 
das von ihm geltend gemachte Recht begründet, 
Kenntnis erlangt. Er hat die Umstände anzugeben, auf 
die er seine Erklärung stützt; er darf nachträglich wei-
tere Umstände zur Begründung seiner Erklärung abge-
ben, wenn für diese die Monatsfrist nicht verstrichen ist. 

Dem Versicherer stehen die Rechte nach den Ziffern 2 
bis 4 nur zu, wenn er den Versicherungsnehmer durch 
gesonderte Mitteilung in Textform auf die Folgen einer 
Anzeigepflichtverletzung hingewiesen hat. 

Der Versicherer kann sich auf die in den Ziffern 6.2 bis 
6.4 genannten Rechte nicht berufen, wenn er den nicht 
angezeigten Gefahrumstand oder die Unrichtigkeit der 
Anzeige kannte. 

6.6  Das Recht des Versicherers, den Vertrag wegen arglis-
tiger Täuschung anzufechten, bleibt unberührt. Im Fall 
der Anfechtung steht dem Versicherer der Teil der Prä-
mie zu, der der bis zum Wirksamwerden der Anfech-
tungserklärung abgelaufenen Vertragszeit entspricht. 

7 Gefahrerhöhung 

7.1 Eine Gefahrerhöhung liegt vor, wenn nach Abgabe der 
Vertragserklärung des Versicherungsnehmers die tat-
sächlich vorhandenen Umstände so verändert werden, 
dass der Eintritt des Versicherungsfalls oder eine Ver-
größerung des Schadens oder die ungerechtfertigte In-
anspruchnahme des Versicherers wahrscheinlicher 
wären. 

Eine Gefahrerhöhung kann insbesondere - aber nicht 
nur - vorliegen, wenn sich ein gefahrerheblicher Um-
stand ändert, nach dem der Versicherer vor Vertrags-
schluss gefragt hat. 

Eine Gefahrerhöhung nach Ziffer 7.1 liegt nicht vor, 
wenn sich die Gefahr nur unerheblich erhöht hat oder 
nach den Umständen als mitversichert gelten soll. 

7.2 Nach Abgabe seiner Vertragserklärung darf der Versi-
cherungsnehmer ohne vorherige Zustimmung des Ver-
sicherers keine Gefahrerhöhung vornehmen oder de-
ren Vornahme durch einen Dritten gestatten. 

Erkennt der Versicherungsnehmer nachträglich, dass 
er ohne vorherige Zustimmung des Versicherers eine 
Gefahrerhöhung vorgenommen oder gestattet hat, so 
muss er diese dem Versicherer unverzüglich anzeigen. 

Eine Gefahrerhöhung, die nach Abgabe seiner Ver-
tragserklärung unabhängig von seinem Willen eintritt, 
muss der Versicherungsnehmer dem Versicherer un-
verzüglich anzeigen, nachdem er von ihr Kenntnis er-
langt hat. 

7.3 Verletzt der Versicherungsnehmer seine Verpflichtung 
nach Ziffer 7.2, kann der Versicherer den Vertrag frist-
los kündigen, wenn der Versicherungsnehmer seine 
Verpflichtung vorsätzlich oder grob fahrlässig verletzt 
hat. Beruht die Verletzung auf einfacher Fahrlässigkeit, 
kann der Versicherer den Vertrag unter Einhaltung ei-
ner Frist von einem Monat kündigen. Der Versicherer 
kann nicht kündigen, wenn der Versicherungsnehmer 
nachweist, dass er die Pflichtverletzung nicht zu vertre-
ten hat. 

Wird dem Versicherer eine Gefahrerhöhung in den Fäl-
len nach Ziffer 7.3 bekannt, kann er den Vertrag unter 
Einhaltung einer Frist von einem Monat kündigen. 

7.4 Statt der Kündigung kann der Versicherer ab dem Zeit-
punkt der Gefahrerhöhung einen seinen Geschäfts-
grundsätzen entsprechenden erhöhten Prämie verlan-
gen oder die Absicherung der höheren Gefahr aus-
schließen. 

Erhöht sich in diesem Fall der Prämie um mehr als 10 
Prozent oder schließt der Versicherer die Absicherung 
der höheren Gefahr aus, so kann der Versicherungs-
nehmer den Vertrag innerhalb eines Monats nach Zu-
gang der Mitteilung des Versicherers ohne Einhaltung 
einer Frist kündigen. In der Mitteilung hat der Versiche-
rer den Versicherungsnehmer auf dieses Kündigungs-
recht hinzuweisen. 

7.5 Die Rechte des Versicherers zur Kündigung oder Ver-
tragsanpassung erlöschen, wenn diese nicht innerhalb 
eines Monats ab Kenntnis des Versicherers von der 
Gefahrerhöhung ausgeübt werden oder wenn der Zu-
stand wiederhergestellt ist, der vor der Gefahrerhöhung 
bestanden hat. 

7.6 Tritt nach einer Gefahrerhöhung der Versicherungsfall 
ein, so ist der Versicherer nicht zur Leistung verpflich-
tet, wenn der Versicherungsnehmer seine Pflichten 
nach Ziffer 7.2 vorsätzlich verletzt hat. Verletzt der Ver-
sicherungsnehmer diese Pflichten grob fahrlässig, so 
ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung in dem 
Verhältnis zu kürzen, das der Schwere des Verschul-
dens des Versicherungsnehmers entspricht. Das Nicht-
vorliegen einer groben Fahrlässigkeit hat der Versiche-
rungsnehmer zu beweisen. 

7.7 Bei einer Gefahrerhöhung nach Ziffer 7.2 Abs. 2 u. 3 ist 
der Versicherer bei vorsätzlicher Verletzung der Pflich-
ten des Versicherungsnehmers nicht zur Leistung ver-
pflichtet, wenn der Versicherungsfall später als einen 
Monat nach dem Zeitpunkt eintritt, zu dem die Anzeige 
dem Versicherer hätte zugegangen sein müssen. Ver-
letzt der Versicherungsnehmer seine Pflichten grob 
fahrlässig, so gelten Ziffer 7.6 Satz 2 und 3 entspre-
chend. Die Leistungspflicht des Versicherers bleibt be-
stehen, wenn ihm die Gefahrerhöhung zu dem in Satz 
1 genannten Zeitpunkt bekannt war. 

7.8 Die Leistungspflicht des Versicherers bleibt ferner be-
stehen, 

7.8.1 soweit der Versicherungsnehmer nachweist, dass die 
Gefahrerhöhung nicht ursächlich für den Eintritt des 
Versicherungsfalles oder den Umfang der Leistungs-
pflicht war oder 
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7.8.2 wenn zur Zeit des Eintrittes des Versicherungsfalles die 
Frist für die Kündigung des Versicherers abgelaufen 
und eine Kündigung nicht erfolgt war. 

8 Versicherungswert 

Als Versicherungswert gilt derjenige Betrag, der allge-
mein erforderlich ist, um im Zeitpunkt des Schadenfal-
les neue Sachen gleicher Art und Güte am ständigen 
Wohnort des Versicherungsnehmers anzuschaffen, 
abzüglich eines dem Zustand der versicherten Sachen 
(Alter, Abnutzung, Gebrauch etc.) entsprechenden Be-
trages (Zeitwert). 

9 Geltungsbereich 

Die Versicherung gilt für den im Versicherungsschein 
vereinbarten Bereich. 

10 Prämie 

10.1  Die erste oder einmalige Prämie wird unverzüglich 
nach Ablauf von zwei Wochen nach Zugang des Versi-
cherungsscheins fällig. 

Zahlt der Versicherungsnehmer die erste oder einma-
lige Prämie nicht rechtzeitig, sondern zu einem späte-
ren Zeitpunkt, beginnt der Versicherungsschutz erst ab 
diesem Zeitpunkt, sofern der Versicherungsnehmer 
durch gesonderte Mitteilung in Textform oder durch ei-
nen auffälligen Hinweis im Versicherungsschein auf 
diese Rechtsfolge aufmerksam gemacht wurde. Das 
gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, 
dass er die Nichtzahlung nicht zu vertreten hat. 

Zahlt der Versicherungsnehmer die erste oder einma-
lige Prämie nicht rechtzeitig, kann der Versicherer vom 
Vertrag zurücktreten, solange die Prämie nicht gezahlt 
ist. Der Versicherer kann nicht zurücktreten, wenn der 
Versicherungsnehmer nachweist, dass er die Nichtzah-
lung nicht zu vertreten hat. 

10.2 Die Folgeprämien werden zu dem jeweils vereinbarten 
Zeitpunkt fällig. 

Wird eine Folgeprämie nicht rechtzeitig gezahlt, gerät 
der Versicherungsnehmer ohne Mahnung in Verzug, es 
sei denn, dass er die verspätete Zahlung nicht zu ver-
treten hat. 

Der Versicherer ist berechtigt, Ersatz des ihm durch 
den Verzug entstandenen Schadens zu verlangen. 

Wird eine Folgeprämie nicht rechtzeitig gezahlt, kann 
der Versicherer dem Versicherungsnehmer auf dessen 
Kosten in Textform eine Zahlungsfrist bestimmen, die 
mindestens zwei Wochen betragen muss. Die Bestim-
mung ist nur wirksam, wenn sie die rückständigen Be-
träge der Prämie, Zinsen und Kosten im Einzelnen be-
ziffert und die Rechtsfolgen angibt, die mit dem Fristab-
lauf verbunden sind. 

Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf dieser Zah-
lungsfrist noch mit der Zahlung in Verzug, besteht ab 
diesem Zeitpunkt bis zur Zahlung kein Versicherungs-
schutz, wenn er mit der Zahlungsaufforderung darauf 
hingewiesen wurde. 

Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf dieser Zah-
lungsfrist noch mit der Zahlung in Verzug, kann der Ver-
sicherer den Vertrag ohne Einhaltung einer Frist kündi-
gen, wenn er den Versicherungsnehmer mit der Zah-
lungsaufforderung darauf hingewiesen hat. 

Hat der Versicherer gekündigt, und zahlt der Versiche-
rungsnehmer danach innerhalb eines Monats die ange-
mahnte Prämie, besteht der Vertrag fort. Für Versiche-
rungsfälle, die zwischen dem Zugang der Kündigung 
und der Zahlung eingetreten sind, besteht jedoch kein 
Versicherungsschutz. 

10.3 Ist die Zahlung des Jahresbeitrags in Raten vereinbart, 
gilt als erster Beitrag nur die erste Rate des ersten Jah-
resbeitrags. 

10.4 Die Haftung des Versicherers beginnt zum vereinbar-
ten Zeitpunkt, und zwar auch dann, wenn zur Prämien-
zahlung erst später aufgefordert, die Prämie aber ohne 
Verzug gezahlt wird. Ist dem Versicherungsnehmer bei 
Antragstellung bekannt, dass ein Versicherungsfall be-
reits eingetreten ist, so entfällt dafür die Haftung. 

10.5 Im Fall der Beendigung des Versicherungsverhältnis-
ses vor Ablauf der vereinbarten Dauer steht dem Ver-
sicherer dafür nur derjenige Teil der Prämie zu, der 
dem Zeitraum entspricht, in dem Versicherungsschutz 
bestanden hat. Wird das Versicherungsverhältnis 
durch Rücktritt wegen einer Anzeigepflichtverletzung 
oder durch Anfechtung des Versicherers wegen arglis-
tiger Täuschung beendet, steht dem Versicherer die 
Prämie bis zum Wirksamwerden der Rücktritts- oder 
Anfechtungserklärung zu. Tritt der Versicherer wegen 
Fälligkeit der Prämie zurück, kann er eine angemes-
sene Geschäftsgebühr verlangen. 

Kündigt der Versicherungsnehmer nach Eintritt eines 
Versicherungsfalls, so hat der Versicherer nur An-
spruch auf den Teil der Prämie, der der abgelaufenen 
Vertragszeit entspricht. Kündigt der Versicherer, so hat 
er die Prämie für das laufende Versicherungsjahr nach 
dem Verhältnis der noch nicht abgelaufenen zu der ge-
samten Zeit des Versicherungsjahres zurückzuzahlen. 

11 Beginn und Ende der Versicherung 

11.1 Die Versicherung besteht für die vereinbarte Dauer. 

11.2 Beträgt diese mindestens ein Jahr, so verlängert sie 
sich um ein Jahr und weiter von Jahr zu Jahr, wenn die 
Versicherung nicht drei Monate vor Ablauf durch eine 
Partei gekündigt wird. Ein Versicherungsvertrag, der für 
eine Dauer von mehr als drei Jahren eingegangen ist, 
kann zum Ende des dritten oder jedes darauffolgenden 
Jahres unter Einhaltung einer Frist von drei Monaten 
gekündigt werden. 

12 Überversicherung 

12.1 Übersteigt die Versicherungssumme den Wert der 
versicherten Sachen erheblich, so kann sowohl der 
Versicherer als auch der Versicherungsnehmer 
verlangen, dass zur Beseitigung der Überversicherung 
die Versicherungssumme mit sofortiger Wirkung 
herabgesetzt wird.  

12.2 Von diesem Zeitpunkt an ist für die Höhe der Prämie 
der Betrag maßgebend, den der Versicherer berechnet 
haben würde, wenn der Vertrag von vornherein mit 
dem neuen Inhalt geschlossen worden wäre. 

12.3 Hat der Versicherungsnehmer eine Überversicherung 
in der Absicht geschlossen, sich dadurch einen rechts-
widrigen Vermögensvorteil zu verschaffen, ist jeder in 
dieser Absicht geschlossene Vertrag nichtig. Dem Ver-
sicherer steht die Prämie bis zu dem Zeitpunkt zu, zu 
dem er von den die Nichtigkeit begründenden Umstän-
den Kenntnis erlangt. Etwaige Schadensersatzansprü-
che des Versicherers bleiben unberührt. 
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13 Mehrfachversicherung 

13.1 Eine Mehrfachversicherung liegt vor, wenn ein Inte-
resse gegen dieselbe Gefahr in mehreren Versiche-
rungsverträgen versichert ist und entweder die Versi-
cherungssummen zusammen den Versicherungswert 
übersteigen oder aus anderen Gründen die Summe der 
Entschädigungen, die von jedem Versicherer ohne Be-
stehen der anderen Versicherungen zu zahlen wäre, 
den Gesamtschaden übersteigt. 

Wenn die Mehrfachversicherung zustande gekommen 
ist, ohne dass der Versicherungsnehmer dies wusste, 
kann er die Aufhebung des später geschlossenen Ver-
trages verlangen. 

Er kann auch verlangen, dass die Versicherungs-
summe auf den Betrag herabgesetzt wird, der durch die 
früher geschlossene Versicherung nicht gedeckt ist; in 
diesem Fall ist der Prämie entsprechend zu mindern. 

Das Recht auf Aufhebung oder Herabsetzung erlischt, 
wenn der Versicherungsnehmer es nicht innerhalb ei-
nes Monats geltend macht, nachdem er von der Mehr-
fachversicherung Kenntnis erlangt hat. Die Aufhebung 
oder Herabsetzung wird zu dem Zeitpunkt wirksam, zu 
dem die Erklärung, mit der sie verlangt wird, dem Ver-
sicherer zugeht. 

13.2 Hat der Versicherungsnehmer eine Mehrfachversiche-
rung in der Absicht abgeschlossen, sich dadurch einen 
rechtswidrigen Vermögensvorteil zu verschaffen, ist je-
der in dieser Absicht geschlossene Vertrag nichtig. Der 
Versicherer hat, Anspruch auf die Prämie bis zu dem 
Zeitpunkt, in dem er von den die Nichtigkeit begründen-
den Umständen Kenntnis erlangt. 

14 Ermittlung der Ersatzleistung des Versicherers 

14.1 Im Versicherungsfall ersetzt der Versicherer 

14.1.1 für zerstörte oder abhanden gekommene Sachen ihren 
Versicherungswert zur Zeit des Schadeneintritts 

14.1.2 für beschädigte reparaturfähige Sachen die notwendi-
gen Reparaturkosten, höchstens jedoch den Versiche-
rungswert. 

Tritt durch die Wiederherstellung eine Werterhöhung 
des ganzen Gegenstandes ein, so wird der Mehrwert 
von den Wiederherstellungskosten abgezogen. 

14.2 Eine Begrenzung der Entschädigung je Versicherungs-
fall wird für Schäden gemäß Ziffer 7 Nr. 1 mit ........ Pro-
zent der Gesamtversicherungssumme, höchstens Euro 
.......... begrenzt. 

14.3 Vermögensfolgeschäden werden nicht ersetzt. 

14.4 Ist die Versicherungssumme bei Eintritt des Versiche-
rungsfalles niedriger als der Versicherungswert (Unter-
versicherung), so haftet der Versicherer nur nach dem 
Verhältnis der Versicherungssumme zum Versiche-
rungswert. 

14.5 Ist die Versicherungssumme für die einzelne versi-
cherte Sachen niedriger als der Versicherungswert ge-
mäß Ziffer 8 zur Zeit des Eintritts des Versicherungs-
falls (Unterversicherung), so wird der gemäß Ziffer 14 
ermittelte Betrag entsprechend dem Verhältnis zwi-
schen dem Versicherungswert und der Versicherungs-
summe gekürzt. Ein Summenausgleich findet nicht 
statt. 

15 Obliegenheiten 

15.1. Der Versicherungsnehmer oder Berechtigte hat 

15.1.1 jeden Schadenfall unverzüglich dem Versicherer anzu-
zeigen; 

15.1.2 Schäden nach Möglichkeit abzuwenden und zu min-
dern, insbesondere Ersatzansprüche gegen Dritte (z. 
B. Bahn, Post, Reederei, Fluggesellschaft, Gastwirt) 
form- und fristgerecht geltend zu machen und Weisun-
gen des Versicherers zu beachten; 

15.1.3 alles zu tun, was zur Aufklärung des Tatbestandes 
dienlich sein kann. Er hat alle Belege, die den Entschä-
digungsanspruch nach Grund und Höhe beweisen, ein-
zureichen, soweit ihre Beschaffung ihm billigerweise 
zugemutet werden kann. 

15.2 Schäden, die im Gewahrsam eines Beherbergungsbe-
triebes eingetreten sind, müssen diesem unverzüglich 
gemeldet werden. Dem Versicherer ist hierüber eine 
Bescheinigung einzureichen. 

15.3 Schäden durch strafbare Handlungen (z.B. Diebstahl, 
Raub, vorsätzliche Sachbeschädigung) sind außerdem 
unverzüglich der zuständigen Polizeidienststelle unter 
Einreichung einer Liste der in Verlust geratenen Sa-
chen anzuzeigen. Der Versicherungsnehmer oder Be-
rechtigte hat sich dies polizeilich bescheinigen zu las-
sen und dem Versicherer den Nachweis einzureichen. 

15.4 Verletzt der Versicherungsnehmer eine Obliegenheit 

15.4.1 aus diesem Vertrag, die er vor Eintritt des Versiche-
rungsfalles zu erfüllen hat, kann der Versicherer den 
Vertrag innerhalb eines Monats ab Kenntnis von der 
Obliegenheitsverletzung fristlos kündigen. Der Versi-
cherer hat kein Kündigungsrecht, wenn der Versiche-
rungsnehmer nachweist, dass die Obliegenheitsverlet-
zung weder auf Vorsatz noch auf grober Fahrlässigkeit 
beruhte. 

15.4.2 Wird eine Obliegenheit aus diesem Vertrag vorsätzlich 
verletzt, verliert der Versicherungsnehmer den Versi-
cherungsschutz. Bei grob fahrlässiger Verletzung einer 
Obliegenheit ist der Versicherer berechtigt, seine Leis-
tung in einem der Schwere des Verschuldens des Ver-
sicherungsnehmers entsprechenden Verhältnis zu kür-
zen. Der vollständige oder teilweise Wegfall des Versi-
cherungsschutzes hat bei Verletzung einer nach Eintritt 
des Versicherungsfalls bestehenden Auskunfts- oder 
Aufklärungsobliegenheit zur Voraussetzung, dass der 
Versicherer den Versicherungsnehmer durch geson-
derte Mitteilung in Textform auf diese Rechtsfolge hin-
gewiesen hat. 

Weist der Versicherungsnehmer nach, dass er die Ob-
liegenheit nicht grob fahrlässig verletzt hat, bleibt der 
Versicherungsschutz bestehen. 



* Baukastensystem: Es ist eine Mitgliedschaft des verwendenden VU beim Versicherungsombudsmann e.V. erfor-
derlich. Formulierung beispielhaft und nicht abschließend. Mit * gekennzeichnete Punkte zur 
individuellen Regelung des verwendenden VU. 

AVB Fotoapparate 1985/2025, März 2025 Seite 6 / 7 

15.4.3 Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen, wenn 
der Versicherungsnehmer nachweist, dass die Verlet-
zung der Obliegenheit weder für den Eintritt oder die 
Feststellung des Versicherungsfalls noch für die Fest-
stellung oder den Umfang der dem Versicherer oblie-
genden Leistung ursächlich war. Das gilt nicht, wenn 
der Versicherungsnehmer die Obliegenheit arglistig 
verletzt hat. 

Die Bestimmungen gelten unabhängig davon, ob der 
Versicherer ein ihm nach Ziffer 15.4.1 zustehendes 
Kündigungsrecht ausübt. 

15.5 Wurden bestimmte abhanden gekommene Sachen der 
Polizeidienststelle nicht angezeigt, so kann die Ent-
schädigung nur für diese Sachen verweigert werden. 

16 Besondere Verwirkungsgründe 

Der Versicherer ist von der Entschädigungspflicht auch 
dann frei, wenn der Versicherungsnehmer oder Be-
rechtigter 

16.1 den Versicherungsfall durch Vorsatz herbeigeführt hat; 

16.2 aus Anlass des Versicherungsfalles in arglistiger Ab-
sicht versucht hat, den Versicherer zu täuschen. 

16.3 Führt der Versicherungsnehmer den Versicherungsfall 
grob fahrlässig herbei, ist der Versicherer berechtigt, 
seine Leistung in einem der Schwere des Verschuldens 
des Versicherungsnehmers entsprechenden Verhältnis 
zu kürzen 

17 Fälligkeit der Geldleistung 

17.1 Die Entschädigung wird spätestens zwei Wochen nach 
endgültiger Feststellung des Versicherungsfalles und 
des Umfangs der Leistung durch den Versicherer fällig, 
jedoch kann einen Monat nach Anzeige des Schadens 
als Abschlagszahlung der Betrag verlangt werden, der 
nach Lage der Sache mindestens zu zahlen ist 

17.2 Sind im Zusammenhang mit dem Versicherungsfall be-
hördliche Erhebungen oder ein strafgerichtliches Ver-
fahren gegen den Versicherungsnehmer oder Berech-
tigten eingeleitet worden, so kann der Versicherer bis 
zum rechtskräftigen Abschluss dieser Verfahren die 
Zahlung aufschieben. 

18 Wiederherbeigeschaffte Sachen 

18.1 Wird der Verbleib abhanden gekommener Sachen er-
mittelt, so hat der Versicherungsnehmer dies dem Ver-
sicherer unverzüglich in Textform anzuzeigen.  

18.2 Sind wiederherbeigeschaffte Sachen mit ihrem vollen 
Wert entschädigt worden, so hat der Versicherungs-
nehmer die Entschädigung zurückzuzahlen oder die 
Sachen dem Versicherer zur Verfügung zu stellen. Der 
Versicherungsnehmer hat hierüber auf Verlangen des 
Versicherers innerhalb von zwei Wochen nach Auffor-
derung zu entscheiden; nach Ablauf dieser Frist geht 
das Wahlrecht auf den Versicherer über. 

18.3 Sind die wiederherbeigeschafften Sachen nur mit ei-
nem Teil ihres Wertes entschädigt worden, so kann der 
Versicherungsnehmer die Sachen behalten und muss 
dann die Entschädigung zurückzahlen. Erklärt er sich 
hierzu innerhalb von zwei Wochen nach Aufforderung 
durch den Versicherer nicht bereit, so sind die Sachen 
im Einvernehmen mit dem Versicherer öffentlich meist-
bietend zu verkaufen. Von dem Erlös abzüglich der 
Verkaufskosten erhält der Versicherer den Anteil, wel-
cher der von ihm geleisteten Entschädigung entspricht. 

19 Kündigung nach dem Versicherungsfall 

19.1 Nach Eintritt eines Versicherungsfalls können beide 
Parteien den Versicherungsvertrag kündigen. Die Kün-
digung ist in Textformh zu erklären. Sie muss spätes-
tens einen Monat nach dem Abschluss der Verhand-
lungen über die Entschädigung zugehen. Der Versiche-
rer hat eine Kündigungsfrist von einem Monat einzuhal-
ten. 

Kündigt der Versicherungsnehmer, so kann er bestim-
men, dass seine Kündigung sofort oder zu einem spä-
teren Zeitpunkt wirksam wird, jedoch spätestens zum 
Schluss der laufenden Versicherungsperiode. 

19.2 Hat der Versicherer gekündigt, so ist er verpflichtet, für 
die noch nicht abgelaufene Versicherungszeit den ent-
sprechenden Anteil der Prämie zu vergüten. 

20 Verjährung 

Die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag verjäh-
ren in drei Jahren. Die Fristberechnung richtet sich 
nach den allgemeinen Vorschriften des Bürgerlichen 
Gesetzbuches. 

21 Meinungsverschiedenheiten, Gerichtsstand 

21.1 Besteht Unzufriedenheit mit einer Entscheidung des 
Versicherers oder hat eine Verhandlung mit dem Versi-
cherer nicht zu dem gewünschten Ergebnis geführt, 
stehen insbesondere die nachfolgenden Beschwerde-
möglichkeiten offen.  

21.1.1 Versicherungsombudsmann* 

Ein Verbraucher, der mit einer Entscheidung des Ver-
sicherers nicht zufrieden ist, kann sich an den Ombuds-
mann für Versicherungen wenden. Dieser ist derzeit 
wie folgt erreichbar: 

Versicherungsombudsmann e.V.  
Postfach 080632  
10006 Berlin  
E-Mail: 
beschwerde@versicherungsombudsmann.de 
Internet: 
www.versicherungsombudsmann.de 
Telefon: 0800 369 6000 
Fax: 0800 369 9000 

Der Ombudsmann für Versicherungen ist eine unab-
hängige und für Verbraucher kostenfrei arbeitende 
Schlichtungsstelle. Der Versicherer hat sich verpflich-
tet, an dem Schlichtungsverfahren teilzunehmen. 
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21.1.2 Versicherungsaufsicht 

Bei Unzufriedenheit mit der Betreuung durch den Ver-
sicherer oder bei Meinungsverschiedenheiten bei der 
Vertragsabwicklung kann sich der Versicherungsneh-
mer auch an die zuständige Aufsicht wenden. Als Ver-
sicherungsunternehmen unterliegt der Versicherer der 
Aufsicht der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungs-
aufsicht. Die derzeitigen Kontaktdaten sind: 

Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht 
(BaFin)  
Sektor Versicherungsaufsicht  
Graurheindorfer Straße 108  
53117 Bonn  
E-Mail: 
poststelle@bafin.de 
Internet: www.bafin.de 

Hinweis: Die BaFin ist keine Schiedsstelle und kann 
einzelne Streitfälle nicht verbindlich entscheiden. 

21.1.3 Rechtsweg 

Außerdem besteht die Möglichkeit, den Rechtsweg zu 
beschreiten. 

21.2 Gerichtsstand 

21.2.1 Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den 
Versicherer bestimmt sich die gerichtliche Zuständig-
keit nach dem Sitz des Versicherers oder seiner für den 
Versicherungsvertrag zuständigen Niederlassung. Ist 
der Versicherungsnehmer eine natürliche Person, ist 
auch das Gericht örtlich zuständig, in dessen Bezirk der 
Versicherungsnehmer zur Zeit der Klageerhebung sei-
nen Wohnsitz oder, in Ermangelung eines solchen, sei-
nen gewöhnlichen Aufenthalt hat. 

21.2.2 Ist der Versicherungsnehmer eine natürliche Person, 
müssen Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen 
ihn bei dem Gericht erhoben werden, das für seinen 
Wohnsitz oder, in Ermangelung eines solchen, den Ort 
seines gewöhnlichen Aufenthalts zuständig ist. 

21.2.3 Ist der Versicherungsnehmer eine juristische Person, 
bestimmt sich das zuständige Gericht auch nach dem 
Sitz oder der Niederlassung des Versicherungsneh-
mers. Das gleiche gilt, wenn der Versicherungsnehmer 
eine Offene Handelsgesellschaft, Kommanditgesell-
schaft, Gesellschaft bürgerlichen Rechts oder eine ein-
getragene Partnerschaftsgesellschaft ist. 

21.2.4 Sind der Wohnsitz oder der gewöhnliche Aufenthalt des 
Versicherungsnehmers im Zeitpunkt der Klageerhe-
bung nicht bekannt, bestimmt sich die gerichtliche Zu-
ständigkeit für Klagen aus dem Versicherungsvertrag 
gegen den Versicherer oder den Versicherungsnehmer 
nach dem Sitz des Versicherers oder seiner für den 
Versicherungsvertrag zuständigen Niederlassung. 

22 Schlussbestimmung

Soweit nicht in den Versicherungsbedingungen etwas 
anderes bestimmt ist, gelten die gesetzlichen Vorschrif-
ten. 


